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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERfUM 1010 Wien, den ............... ~ .. ~..f..9..R.r.y.~.t ............... 19 83 

FOR GESUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ 

Zl. IV-50.004/110-2/82 

Stubellrin~ 1 
T.I~hon 1<7:R6)t~ 

Auskunft 

',.1, 

Klappe Durchwahl . 

1.2(,5 lAB 

1983 -02- 0 4 
zu .225!3 IJ 

Be a nt W 0 r tun 9 

der Anfrage der Abgeordneten Cr. LEITNER 
und Genossen an den Bundesminister fUr 
Gesundheit und Umweltschutz betreffend 
Überstundenleistungen und deren Umwand­
lung (Nr. 2259/J) 

In der gegenständlichen Anfrage werden folgende Fragen 
gzstellt: 

"1) Wieviele Überstunden und sonstige Mehrdienstleistungen 
wurden in den Jahren 1981 und 1982 in Ihrem Ressortbe­
reich geleistet und wie verteilen sich diese auf 1en­
tralverwa1tung, auf vorgelagerte Dienststellen und auf 
Betriebe oder betriebsähnliche Einrichtungen? 

2) Wie hoch ist der Betrag für Überstunden und Mehrdienst­
leistungen, der 1981 in Ihrem Ressortbereich erforder-
lieh war? 

3) Wie hoch ist der Betrag fUrUberstunden und Mehrdienst­
leistungen, der in den ersten zehn Monaten des Jahres 
1982 in Ihrem Ressortbereich erforderlich war und wie 
verhält sich dieser im Vergleich zum Vorjahr? 
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4) Wieviele Überstunden bzw. Mehrdienstleistungen wurden 
1982 auf Grund des Regierungsbeschlusses eingespart? 

5} Wicviele der geleisteten Uberstunden bzw. Mehrdienst­
leistungen fallen regelmäßig an? 

6) Planen Sie in Ihrem Zuständigkeitsbereich eine Aus­
weitung des Dienstpostenplanes und die Einstellung 
weiterer Arbeitskräfte anstelle der geleisteten Uber­
stunden und Mehrdienstleistungen? 

7} Wenn ja, wieviele Dienstposten sollen dabei neu ge­
schaffen werden? 

ß} Wenn nein, warum sind die Vorschläge des Sozial­
ministers nicht zielfUhrend? 

9) Sind Sie dafUr, Teilzeitarbeitsplätze auch fUr prag­
matisiette Bedienstete zu schaffen? 

10) Wenn nein, wartim lehnen Sie die Teilzeitbeschäftigung 
pragmatisierter Bediensteter ab, obwohl eine solche 
r~aßnahme arbeitsmarktpolitisch en'lünscht ist?1I 

Ich beehre mfc~, die Anfrage wi~ f6lgt zu beantworten: 

Zu "j): 

Im Jahre 1981 wurden 90.519 Uberstunden vergUtet,davon 
entfielen auf die Zentralstelle 23~321 und auf den Ubrigen 
f;le'>ssnY'theV'L.~,',..h 0'"7 '98 Tn don o~ste"" ""<10" Q"a"'+"'t::-r: dn~ ... _ ..., • ..... • '- .... I I.' ..,,! ~ • '- i I ~ "- t, ~ U I .... \.A , ~. ..... .,:) 

Jahres 1982 wurden 40.259 Uberstunden, davon fUr die 
Zentralstelle 10.981 und für den übrigen Ressortbereich 
29.278, vergUtet. Auf Grund der zur VerfUgung stehenden 
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Unterl~gen des Bundesrechenamtes kann lediglich die der 
Bezahlung der Uberstunden zugrundegelegte Anzahl der 
Uberstunden bekanntgegeben werden; ein solcher RUckschluß 
ist jedoch bei den anderen MehrleistungsvergUtungen nicht 
möglich. 

Zu 2): 

Der fUr diese Zwecke aufgewendete Gesamtbetrag belief 
sich im Jahre 1981 auf S 10,786.470,--. 

Zu 3): 

Der fUr diese Zwecke aufgewendete Gesamtbetrag belief 
sich in den ersten sechs Monaten des Jahres 1982 auf 
55,535.312,-- und im Jahre 1981 in den ersten sechs 
Monaten auf S 5,500.969,--. Es muß in diesem Zusammen­
hang auf die generelle Bezugserhöhung mit 1.1.1982 von 
6 % verwiesen werden. Ferner sind im Voranschlag auch 

VorrUckungen und Beförderungen nicht berücksichtigt ge-
wesen. 

Zu 4): 

Diese Frage kcinn erst nach Vorlagi der Unterlagen des 
Bundesrechenamtes beantwortet werden. 

2265/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 8

www.parlament.gv.at



~.. .{~ -

Zu ::;): 

Eine vollständige Beantwortung dieser Frage wäre nur 
nach OurchfUhrung einer umfangreichen und zeitraubenden 

Erhebung möglich. Gemäß § 15 Abs. 2 des Gehaltsg~setzes 

1956 können NebengebUhren pauschaliert werden, wenn die 
D,· p'-l~tl e~· stl'nCl(.~n di r.> C\~ n.on Ih,sn>"'f'h "".f. ,~.;.,,, ",,1 ~h!, ,_ I .) I ';;J _ ) ',. _ ,-,;; I _ • • • I ! !"'.., ~ I • (). u, ,... , ~ ." V I I., 'I .-. 

NdH;ligeb-ühr begi'ünc(';n ,dauernd oder so n~gelmäßig erbr'?,cht 

werden~ daß die Ermittlung monatlicher Durchschnitts~2rt~ 

möglich ist. Im Rssortbereich fielen im Jahre 1981 im 

Monatsdurchschnitt 993 Überstunden an und wurden pauscha­

liert abgegolten. 

Zu 6)~ 7) und 8): 

Derzeit ist keine Ausweitung des Stellenplanes anstelle 

von Uberstunden- und Mehrleistungen geplant. Eine probe­

weise Plans~0.l1enlJermehrung anstelle von Überstullden­
leistungen ist jedoch im Bundesministerium fUr Un~erricht 

und Kunst sowie im. Bereich des Bundesministeriums fUr 

Verkehr geplant. Nach Ablauf dieses Projekts werden in 
meinem Ressort im Zusammenwirken mit dem Bundeskanzleramt 

weitere Überlegungen anzustellen sein. 

'. I 

Zu 9) und 10): ------------

Die Bundesregierung hat zu der vom Nationalrat am 1. Juli 1981 

unter GI E61-NR/VX.GP gefaßten Entschließung betreffend die 
Teilzeitbeschäftigung ausfUhrlich Stellung genommen.Die Bundes­

regierung ist weiterhin der Auffassung daß durch die in diesem 

Bericht angefUhrtell Maßnahmen den WUnschen nach Teilzeitbe­
schäftigung im Rahmen der rechtlichen und organisatorischen 

Gegebenheiten in größtmöglichem Ausmaß entsprochen werden 
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kann. Durch den Verzicht auf den KUndigungsgrund des 
Bedarfsmangels bei einem Wechsel vom Beamtenstatus in 
ein vertragiiches Teilzeitverhältnis wird darüber hinaus 
ein Beitrag zur Sicherung des Arbeitsplatzes geleistet. 

Wie dem Bericht der Bundesregierung entnommen werden kann, 
waren im Jahre 1981 16.903 Planstellen mit teil- bzw. 
saisonbeschäftigten Bediensteten besetzt und zwar: 

Bund (ohne Post, ÖBB) .•..•....•.•••.•....• 10.464 Planstellen 
Post . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5.259 Planstellen 
ÖBB •....••..••..•.•......•.•.•.••. " •..... 1,.180 Planstellen 

Summe 16.903 Planstellen 

In dieser Summe sind sowohl die Bediensteten mit durch­
gehender Teilzeitbeschäftigung als auch Saisonbedienstete 
enthalten. Saisonbeschäftigte Vertragsbedienstete werden 
hauptsächlich bei der Post (Zustelldienst) verwendet und 
bilden dort ungefähr 850 Planstellen. 

Von der Art der Tätigkeit her gesehen, wären die meisten 
Verwendungen.~üreine Teilzeitb~schäftigung geeignet. 
Weniger bis überhaupt nicht geeignet für den Einsatz 
von Teilzeitbeschäftigten sind vor allem jene Tätig­
keiten, die Kontinuität erfordern (z.B. wissenschaft­
liche Versuchsreihen, aber auch Leitungsfunktionen), 

Tätigkeiten mit längerer Vorbereitungszeit sowie Tätig­
keiten, die komplizierte Ubergabemodalitäten zur Folge 
hätten. 
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Eine erheblich8 Ausweitung ......... 11"\ 

'-"''.;.: , T~ilz~itb0~chäftigung 

scheitert jedoch auch an der Tatsache, daß von der 

Na.chfrügesei te her UbenJi e~Jer.d Interesse::ln ci ne'!' Be .. 

schliftigung fUr den Vormittag besteht. Dies bedeutet, 
,-I '" 'I~ ~) e " d r, f' P '" (' ,....,.. ..,. . In·" e l' r. t', .(' n 1 "1)" t· n 1 1"" ".,' t· e ; r' p r,'l \1 u' 1, i -,J......." t:;:;....J C .. ,J C t., i. U J • '.:1 I I c; ;. (... ..),."__ t t;; d I... ,I - I" I 

b '" 't··.c ... : ~ t .; n~ " I ~ ~,~, , - t '? \. Cl' " .... ~ 't 'I'; ~..j ~ ~ S C 1 a i l, I ~) ~ e n e, I. f'\ t l) t~ ; " S P \ '.:. ,,_ .) '" ,1 0 '., I g. v" r \.., : r:l Falle 

der Besetzuna mit lwei HalbtaGsbeschäftiaten vormittaQs 
... ; ...,. -' -

Ve~fUgu1g stehen. 

und Materialbedarf. 

Unter BerUcksichtigung der aufg~zeigten Schwierigkeiten 

wurde der Versuch unternommen, die sachlich fUr eine 

Teilzeitbeschäftigung geeigneten Planste11en und die 

or~lallisatorischen ~lö'j'!ichkeit2n auf e-inen :jemeinSd,men 

Ne n n 01' Z Li b r i n gen. 0 e m n ach k Ö n n tel. c a,. ] 0 ~?::..1 Cl n s t Q _~~~:~~~ 
'" i' ,. 'C'':'' l' (" ' '1 ", t Cl 1 1 '" -,' t \1 r -; , b ,,'. c' ,<; i' ' ,', ') :. '" ::; d l,. Z 1 ~ n cl r. .:) .::. . L 11\ 1 , U I I es ...... 1 cl I, 1 :..: t t.. n i'!il t 

besc~äftigten besetzt werden. 

Gegen die EinfUhrung einer Teilzeitbeschtiftigung 'im 
Ö f f e n t 1 ich - r e c h t ') ich e :1 Die n s t v € r h ~i i t Il:i S h c: t si c h cl fe 

Bundesregierung bereits bei verschiedenen Anlässen aus­

gesprochen. Diese Haltung wird im Ubrigen auch von der 

Gewerkschaft der Gcme'indebedie:<steten, dei' Eisenba!1ner-
" ' 

sowie der Gewerkschaft d E' r no <: .... l· ~ 11 ',' rl! -Ir r> 1 A'1~·;> f E' n h p. .-l ~ ""'i <: ;- r"' {, ,0:, "',' "" I ....r. ~ t, _ I .... ::J. ...\, .. ....' _.... I .... ; j ... v - ... , .. , 

Das gEsamte System des Beamte~rEchts ist nämlich auf 

die lJoll~.esc:läfti9Ur.9 der Beamten in iin'er 1,\'es,-;ntliche~ 

Tätigkeit aus0erichtet. Aus diesem Grund finden sich 

tut e, d 'i e b e 'j der' E'i n f Li h n! n gei n e r Te 'j 1z ~~ i t b e s c h ä f t i gun ~j 
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von Beamten entweder einer umfassenden Änderung bedUrfen 

oder Uberhaupt beseitigt werden mUßten. Probleme in die­

sem Zusammenhang könnten sich z.B. bei der VorrUckung 

in höhere BezUge, bei der Beförderung sowie bei der Be­
messung des Ausmaßes von AnsprUchen des Beamten, die 

sich nach der Dauer des Dienstverhältnisses 
richten, bei der Arbeitsplatzorganisation, aber 2u~h im 
Zusammenhang mit der Betrauung teilzeitbeschäftigter 

Beamter mit Leitungsfunktionen, mit Nebenbeschäftigunge~. 

die besonders häufig auftreten könnten~ sowie bei der Aus­

und Fortbildung, deren Kurse im allgemeinen auf Vollbe­

schäftigte abgestellt sind, ergeben. 

Eine spezifische Schwierigkeit liegt darin, daß der Dienst­

geber Beamten, mit deren Wechsel in ein Teilzeitbeschäfti­
gungsverhältnis er in besonderem Maß rechnen muß, von vorn­

herein keine Leitungsfunktionen Ubcrtragen kann. Im be­
sonderen könnten dadurch die Karriereaussichten von Frauen 
beeinträchtigt werden. 

Aus personalpolitischer Sicht ist zu bemerken, daß die zu 

erwartende RUckkehr von Teilzeitbeschäftigten (insbesondere 

Frauen) höheren Alters in vollbeschäftigte Dienstverhält­

nisse Planst~llen zu Lasten junge~ Aufnehmerwerber blockiert, 

und infolge einer Verschiebung der Gesarntaltersstruktur 

der Bealntenschaft nach oben auch zu finanziellen Mehrbe­

lastungen der Dienstgeber fUhren wUrde. 

Aus alle~ diesen GrUnden besteht nach Abwägung der sich 

aus einer Teilzeitbeschäftigung von Beamten ergebenden 
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Vorteile für die Betroffenen mit den hieraus resul­
tierenden Problemen und Nachteilen für das Gesamtsystem 
des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses und damit 
für den Dienstgeber die Auffassung, daß die Einführung 
einer Teilzeitbeschäftigung von Beamten grundsätzlich 
nicht anzustreben ist. 

Der Bundesminister: 
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